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Abend⸗Ausgabe. 


Deutſcher Reichstag. 
44. Plenar-Sitzung vom 14. Mai. 
Präsident Dr. v. Forckenbeck eröffnet die 
Sitzung um 12 ½ Uhr mit geſchäftlichen Mitthei⸗ 


lungen. 

Am Bundesrathstiſche: Präſident des Reichs⸗ 
!anzleramts Staats miniſter Hofmann, Staatsſekretär 
von Bülow, Staatsſekretär Or Friedberg, kaiſerliche 
Geh. Räthe Dr. Röſing, Ittenbach und Andere. 

Tagesordnung: 

J. Erſte und zweite Berathung des Geſetz⸗ 
Entwurfs betreffend den Uebergang von Geſchäften 
(des Reichs⸗Oberhandelsgerichts) auf das Reichs- 
gericht. 


ledigt. 
II. Erſte Berathung des Uebereinkommens 
zwischen dem deutſchen Reiche und Großbritannien 
betreffend das Eintreten des deutſchen Reiches an 
Stelle Preußens in den Vertrag vom 20. Dezember 
1 wegen Unterdrückung des Handels mit afri⸗ 
chen Negern. 

Abg. Dr. v. Bunſen: Der Vertrag zeigt 
auf den erſten Blick ein ſehr antiquirtes Ausſehen 
und befriedigt den Leſer in keiner Weiſe. Deſto 
angenehmer wäre es, wenn die Motive ausführlicher 
Zunächſt fehlt jede Andeutung über 
einen meines Erachtens nicht unwichtigen Rechts- 
Junkt, ob nämlich der Vertrag ſeit dem Aufhören 
der preußiſchen Handelsflagge bis heute geruht habe, 
nie W auch intereſſant geweſen, 
X g des Vertrages zu erfahren, 
e und eventuell wie viele Schiffe jeit dem Jahre 
1841 aufgebracht oder gar beſtraft worden ſind. 


Zudem möchte ich auch wiſſen, ob denn das ganze 


Vertragsverhältniß ein reziprokes iſt. Bekanntlich 
haben ſich zwar Frankreich und die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika verpflichtet, eine Kreuzer⸗ 
otte an den afrikaniſchen Küſten zu halten, beide 
Länder haben ſich aber konſequent geweigert, ſich das 
Durchſuchungsrecht gefallen zu laſſen. Wenn ich 
nun berückſichtige, daß ſeit einer Reihe von Jahren 
an der Weſtküſte Afrikas der Sklavenhandel voll⸗ 
ſtändig aufgehört hat und nur noch an der Oſt⸗ 
füfte trotz der großen Energie, welche von Seiten 
Englands entwickelt wird, in gewiſſem Grade betrie⸗ 
en wird, ſo hätte ich gewünſcht, daß die Wirkung 
des Vertrages auch auf die Südſeeinſeln ausgedehnt 
worden wäre, von denen ein bedeutender Menſchen⸗ 
handel nach dem auſtraliſchen Feſtlande ſtattfindet. 


0 


Ich muß zudem bekennen, daß bei aller Anerken⸗ 


nung der hohen Kulturaufgabe, welche ſich die eng- | 


Üſche Nation angelegen ſein läßt, es mich doch ſehr 
Angugenehm berührt, daß blos deutſche Schiffe es 
ſcließlich ſein ſollen, welche ſich auf den bloßen 
Verdacht hin die Durchſuchung gefallen laſſen müj- 
en. — Auch darüber wäre mir eine Auskunft er⸗ 
wünſcht, ob ſich Oeſterreich und Rußland dem Ver⸗ 
rage nachträglich angeſchloſſen haben. Ich kann 
alſo im Ganzen ſagen, daß mir nach der einen 
ite der Vertrag gegenüber Deutſchland zu viel, 
andererſeits dem Sklavenhandel gegenüber zu 
wenig enthält, und wäre ich erfreut, meine 
2 von dem Bundesrathstiſche widerlegt zu 
ehen. 
Kommiſſarius des Bundesraths kaiſerlicher Ge⸗ 
heimer Regierungsrath Dr. Röſing: Von Oeſter⸗ 
teich iſt bereits eine bejahende Antwort bezüglich 


eines Zutritts zum Vertrage eingegangen, von Ruß⸗ 


and iſt eine vorläufige Antwort eingegangen, die 
an der Bejahung nicht zweifeln läßt. Was die 
ſerneren Fragen des Herrn Vorredners anlangt, ſo 
iſt aus den Motiven zu erſehen, daß der Vertrag 
ſeit dem Aufhören der preußiſchen Handelsflagge 
nicht geruht hat. Im Uebrigen kann ich die ange⸗ 
nehme Auskunft geben, daß der Vertrag ſeit ſeinem 
eſtehen vom Jahre 1841 ab niemals zur An 

dung gekommen iſt. Daraus folgt aber nicht, 
daß der Vertrag überflüſſig iſt, ſondern er iſt im 
egentheil unentbehrlich, da, wenn wir keinen ſol⸗ 
chen Vertrag hätten, der Sklavenhandel bald wieder 
zur Blüthe gelangen könnte. Wir können zudem 
eine ähnliche Stellung wie England einnehmen, 
onſt müßten wir auch 20 — 30 Kreuzer an den 
afrifaniſchen Küſten halten, und das würde ficher- 
ich nicht Ihren Beifall haben, zudem iſt eine miß⸗ 
räuchliche Anwendung des Durchſuchungsrechts nie⸗ 
mals vorgekommen, deſſen Gegenſeitigkeit wohl ver⸗ 
bürgt iſt. Was eine weitere Ausdehnung des Gel- 
tungsbereichs des Vertrages anlangt, jo iſt konſtatirt, 


5 der Menſchenhandel auf den Südſeeinſeln völlig 


Abonnent für Stettin monatlich 50 Pfennige, 
mit Trägerlohn 70 Pfennige, auf der Poſt vierteljährlich 2 Mark, 
mit Landbriefträgergeld 2 Mark 50 Pfennige. 


Ilelliner 


Der Geſetzentwurf wird ohne Debatte er⸗ 


aufgehört hat, und jede Aenderung in mattrieller 
Beziehung das Beſtehen des Vertrages überhaupt in 


Frage geſtellt hätte. f 

Abg. Dr. Gareis ſpricht in Bezug auf die 
Vorlage drei Wünſche aus: 1) möge der heute auf 
Deutſchland, Oeſterreich und Rußland beſchränkte 
Vertrag, wenn möglich, auch auf Frankreich und die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika ausgedehnt 
werden, 2) es mögen ſtatt der beſonders abzuſen⸗ 
denden Schiffe ſolche Kriegefchiffe, die keine Kreuzer 
ſind, mit den Unterſuchungen betraut werden, 3) 
mögen die heute in Deutſchland geltenden 6 ver- 
schiedenen Strafbeſtimmungen über Sklavenhandel 
einheitlich geregelt werden. 

Bundesbevollmächtigter Staatsſekretär v. Bü 
low: Ich muß mit einigen Worten auf die drei 
vom Vorredner gegebenen Amegungen eingehen. 
Der Zutritt von Nordamerika und Frankreich zum 
Vertrage würde ja ſicher allſeitig willkommen ſein, 
aber es iſt bekannt, welche Schwierigkeiten die Re⸗ 
gelung der in Frage kommenden Materie gerade mit 
den genannten beiden Staaten bisher gehabt hat, 
und darum müſſen wir es der Zeit überlaſſen, eine 
Annäherung herbeizuführen. Die Erfüllung des 


zweiten Wunſches ſtößt auf politiſche Einwendungen 


anderer Staaten, wie ſolche namentlich in den 60er 
Jahren von Frankreich vorgebracht worden ſind. 
Sollte in dem Sinne des Wunſches von anderen 


Staaten eine Anregung ausgehen, jo wird Deutſch⸗ 
land es nicht ſein, das ſich dem widerſetzen würde. 


Was endlich die gewünſchte ſtrafrechtliche Einheit 
angeht, jo würde die Regierung in ihr ein Kom- 
plement ſehen zu der eben Ihnen unterbreiteten Vor⸗ 
lage, da aber die beſtehenden Strafrechts beſtim⸗ 
mungen noch nie angewandt ſind, erſcheint die Sache 
nicht dringend. Ich bitte, dem Vertrag zuzuſtimmen. 
(Beifall.) 

Der Vertrag wird in erſter und zweiter Leſung 
unverändert genehmigt. 
Es folgen: 

II. Die Berichte der Wahl-Prüſungs-Kom⸗ 
miſſion und der Abtheilungen über Wahl-Prü⸗ 
fungen. >: 

Bei der Stichwahl im fünften heſſiſchen Wahl- 
kreiſe (Offenbach) ſiegte der nationalliberale Abgeord⸗ 
nete Ir. Dernburg mit 11,136 gegen 10,539 
Stimmen, welche auf den ſozialdemokratiſchen Gegen 
kandidaten Liebknecht fielen, Die Wahlprüfungs⸗ 
temmiſſion beantragt trotz des eingelaufenen Proteſtes 
des ſozialdemokratiſchen Arbeiterwahlkomiter's Giltig 
erklärung der Wahl. 

Abg. Liebknecht bedauert, daß die Kom- 
mijjion die Beweisführung des Proteſtes nicht für 
hinreichend für eine Beanſtandung gehalten hat; die 
bei dieſer Wahl vorgekommenen Beeinfluſſungen 
ſtänden hinter denen in Oſtpreußen und Schleſien 


vorgekommenen nicht zurück. Die ſozialdemokratiſcheſ 


Partei habe gerade in dieſem Wahlkreiſe es auf das 
Deutlichſte fühlen müſſen, daß ſie während der vor⸗ 
jährigen Wahlen als außerhalb des Geſezes Eden 
galt; die Verunglimpfungen derſelben und Ihres 
Kandidaten (des Redners), die in Flugblättern Bon 
reichstreuen „Wahlkomitees“ ausgeſprengt wurden, 
leifteten Unerhörtes. Der Führer der Sozialdemo⸗ 
kraten wurde hingeſtellt als der Verehrer der 2% 
riſer Kommune, als der, der insbeſondere vie Er⸗ 
ſchießung der Geißeln und des Erzbiſchofs von Hl 
gut geheißen und geprieſen habe; ich werde bezeichne 
als Derjenige, der die Schule der nürder ORT 
gezogen habe — ſolche pöbelhaften Angriffe ſind ein 
trauriger Beweis dafür, daß der Anſtaud im poli- 
tijchen Parteileben mehr und mehr ſchwinde, was 
Redner noch an einigen weiteren Eitaten aus Flug⸗ 
blättern erörtert. 18 

Abg. Di, Dernburg erllärt zunächſ, am 
den perſönlichen Angriffen gegen den Abg. Liebknecht 
in den genannten Flugblättern ganzlich unſchuldig 
zu fein, und hält es außerdem für ſehr zweifelhaft, 
ob die Partei des Gegners ſtets mit derſelben Zart⸗ 
heit des Gefühls für polttiſchen Anſtand begabt ger 
weſen und vorgegangen jei, die er heute mit Ver⸗ 
gnügen an dem Vorredner wahrgenommen (Heiterkeit). 
Uebrigens könne man jene Citate auch objektiv nicht 
als Wahlbeeinfluſſungen auffaſſen. 

Abg. Liebknecht erklärt das ganze Der- 
fahren der Wahlprüfungskommiſſion nach dem jetzi⸗ 


gen Modus als unzureichend für eine exakte Wahl- 


prüfung. 4 . 
Nach dem Schlußwort des Abg. v. Ge ß wir 
nach dem Kommiſſionsantrag beſchloſſen. 


Die Wahl des Abg. v. Czaniecki für den 4. 


Königsmörder groß⸗ kd 


A, 
Wahlkreis Marienwerder (Thorn⸗Kulm) wird für 


gilig erklärt, und beſchloſſen, „dem Herrn Reichs- 
fander mitzutheilen, daß im 4. Marienwerder Wahl- 
kreie eine größere Zahl nicht wahlberechtigter Per⸗ 
ſonn an der Wahl Theil genommen haben ſoll und 
denelben zu erſuchen, zur Vermeidung derartiger Vor⸗ 
gärge das Weitere zu veranlaſſen.“ 

Vize-Präſident Dr. Lucius hat den Vorſitz 
übernommen. 

Bezüglich der nicht weiter beanſtandeten Wahl 
des Abg. Mosle (Bremen) wird folgender Antrag 
der 3. Abtheilung, für welche Abg. Frhr. v. Fürth 
referirt, angenommen: 

dem Herrn Reichskanzler die Beſchwerde des 

Johann Imwolde und Johann Heinrich Trine⸗ 
meyer, d. d. Bremen, den 15. September 1878, 
zu überweiſen, mit der Aufforderung, daß er un⸗ 
terſuchen laſſe, inwieweit die von den Petenten 
angeführten Geſetzwidrigkeiten dadurch ftattgefun- 
den, daß Perſonen, die noch nicht das 25. Jahr 
erreicht hatten, als Wähler zugelaſſen worden, 
und andere, deren Namen in den Wählerliſten 
geſtanden, nachdem dieſe Liſten in Gemäßheit des 
S 4 Alin. 3 des Reglements zur Ausführung 
des Wahlgeſetzes abgeſchloſſen waren, noch aus 
den Liſten weggeſtrichen worden, und daß er, ſo⸗ 
weit den betreffenden Behörden die Schuld einer 
Geſetzwidrigkeit zur Laſt fällt, die nöthigen Rek⸗ 
tiſikationen veranlaſſe. 
Ferner wird in Bezug auf die Wahl des 


N 


Abg. Naunez (12. Elſaß-Lothringen) trotz des Wi⸗⸗ 


ruchs des Abg. Ur. Simonis beſchloſſen, 
den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, „in Betreff 
der in der Eingabe d. d. Buſchbach, den 30. Juli 
1878, behaupteten ſtrafbaren Handlungen (Kauf von 
Wahlſtimmen) ſtrafgerichtliche Unterſuchung herbei⸗ 
zuführen.“ 

Die Wahl des Abg. North (9. Elſaß-Lothrin⸗ 
gen) wird für giltig erklärt. 

Es folgen Berichte der Petitionskommiſſion. 

Inmitten der Stadt Stettin am Heiligen-Geiſt⸗ 
Thor, einem der lebhafteſten Theile der Stadt, be⸗ 
findet ſich die dortige Garniſon-Bäckerei, welche durch 
den ihren Schornſteinen entſtrömenden Rauch die 
ganze Nachbarſchaft, inſonderheit das daneben liegende 
Polizeigefaͤngniß, wie die daran ſtoßende Realſchule 
in hohem Grade behelligt. 

Schon ſeit dem Jahre 1863 wurden zwiſchen 
der königl. Intendantur 2. Armee-Korps und der 
Stadt Stettin Verhandlungen geführt, welche den 
Iweck haben, den läſtigen und geſundheitsſchädlichen 
Rauchniederſchlag der Garniſonbackerei zu beſeitigen; 
zu einem Reſultate haben dieſe Verhandlungen bis⸗ 
her jedoch noch nicht geführt. 

Die Stadt Stettin wendet ſich nunmehr an 
den Reichstag mit der Bitte: 

„derſelbe wolle das Reichskauzler-Amt erſuchen, 
die baldige Verlegung der hieſigen Garniſonbäckerei 
nach einem entfernten Stadttheile zu veraulaſſen 

und dabei Sorge zu tragen, daß an der neuen 
Stelle die Beläftigung des Publikums durch den 
Rauchniederſchlag fortfällt.“ ’ 

Die Kommiſſion will den Antrag dem Reichs⸗ 

kanzler zur Berückſichtigung überweiſen. 

Abg. Frhr. d. Pfetiten beantragt Ueber⸗ 
gang zur Tagesordnung. Es handle ſich hier ledig⸗ 
lich um einen Streit der Intendantur des königl. 
dreußiſchen 2. Armeekorps mit der Stadt Stettin, 
der Reichstag ſei demzufolge zu einem Einſchreiten 
leinerſeits gar nicht berechtigt. Gehe man auf das 
lnerbieten der Stadt Stettin ein, die Bäckerei 
kauflich zu erwerben, ſo werde in der nächſten Seſ⸗ 
Non die Militärverwaltung mit der Forderung für 
einen Neubau hervortreten. Es ſei aber weder 
nothwendig, noch nützlich, die verbündeten Regie⸗ 
rungen aus Anlaß einer Petition zum Vorſchlage 
neuer Poſitionen im Militäretat aufzufodern. Hier 
aber handelt es ſich darum, die Bewohner von 
Stettin vor Nachtheil und Beläſtigung durch Rauch 
zu ſchützen. Es ſeien deshalb die erforderlichen 
Mittel von der Stadt oder vom Staate Preußen 
aufzubringen. 

.. Abg. Schlutt ow (Stettin) befürwortet den 
Antrag der Kommijfion. . 
Bundeskommiſſar Geh. Kriegsrath Flügge: 
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Inſerate: Die 4geſpaltene Petitzeite 15 Pfeunige. 
gudaktion, Druck und Verlag von R. Graßmann, 
Stettin, Kirchplaß Nr. 3. 


Nr. 224 


Die vorliegende Petition an den Reichstag 
erſcheint darnach durchaus verfrüht. Wäre die Sache 


im landespolizeilichen Wege verfolgt, jo würde auch 
die Frage wegen der Entſchädigung des Militär 


ſiskus zum Austrage gekommen ſein. 


| Auf die Forderung des letzteren wegen ſtadt⸗ 
ſeitiger Gewährung eines Erjages iſt der Magiſtrat 


der Stadt einfach nicht weiter eingegangen, weil er 
ſeinerſeits die ihm dadurch erwachſende Ausgabe 
nicht beziffern könne; es würde doch wohl zunachst 
ſeine Sache geweſen ſein, durch Verhandlungen mit 
der an Ort und Stelle befindlichen Militär-Inten⸗ 
dantur darüber ſich Gewißheit zu verſchaffen. Für 
den Theil der Koſten einer Verlegung der Bäckeret, 
der über den von der Stadt und den Anliegern 
billigerweiſe zu erwartenden Beitrag und über den 
Werth des aufzugebenden Etabliſſements hinausgeht, 
würde die Militärverwaltung in der Lage fein, die 
Deckung im Etat zu beantragen. 

Wenn der Magiſtrat von Stettin ſofort — 
anſcheinend direkt und ganz — auf die Mittel des 
Reichs rekurrirt, jo wäre doch wohl die nithite In⸗ 
ſtanz die Reichsfinanzverwaltung geweſen. 

Nach kurzer Diskuſſton wird der Antrag der 
Kommiſſion mit großer Majorität angenommen. 

In einer mit 551 Unterſchriften verſeheuen 
Petition wenden ſich Kaufleute, Gewerbetreibende 
und Geſchaftsleute der Stadte Aachen und Burt⸗ 
ſcheid mit der Bitte an den Reichstag: 


„das früher in Preußen beſtandene Geſetz über 


Reich wiederum einzuführen.“ ! 

Ohne Debatte tritt das Haus dem A 
der Petitions - Kommifjion auf einfache 
nung bei. 

Es folgt eine Reihe von Petitionen, die ſich 
auf die Civilehe beziehen. Die ſehr zahlreichen Pe- 
tenten bitten: 

„Der hohe Reichstag wolle durch ein Ge- 


die Zuläſſigkeit der Schuldhaft für das deutſche 
2 | 


jeß anordnen, daß es Jedem freigegeben werde, 


die Anmeldungen von Geburten und Sterbe⸗ 


fällen, ſowie die Schließung der Ehe bei dem 


Standesbeamten oder bei dem Geiſtlichen zu be⸗ 
wirken und für den letzteren Fall den Geiſt⸗ 
lichen zu verpflichten, etwa alle Monate dem 
Standesbeamten die betreffenden Notizen zugehen 
zu laſſen.“ 


Die Kommiſſion beantragt Uebergang zur Ta⸗ 


gesordnung, während der Abg. v. Cranach und 


Genoſſen die Petitionen dem Reichskanzler zur Er⸗ 
wägung überweiſen wollen, namentlich die Frage, in 
wie weit Geiſtliche um Amte eines Standesbeamten 


zugelaſſen werden konnen. 

Abg. 5. Cranach halt die Wirkungen des 
Civilſtandegeſetzes für viel ſchlimmer als die der 
wirthſchaftlichen Geſetzgebung, deren Fehler jetzt der 
Reichstag gut machen müſſe. Die Führung des 
Civilſtandsregiſters habe ſich vor Erlaß dieſes Ge 
ſetzes in ſehr viel beſſeren Händen befunden als 
jetzt. Redner empfiehlt deshalb dem Hauſe ſelnen 


©] 
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Antrag, der keine beſtimmten Abänderungevorſchlaͤge 


enthalte. 7 
. Abg. Lowe (Bochum) hebt hervor, daß ge 
gen das Prinzip, dem Staate gehöre die Schließung 


der Ehe, irgend welche Einwendungen nicht erhoben 


ſeien. 
tung müßte doch erſt die Verwaltung ſelbſt zur 
Sprache bringen. Auch gegen die Führung der 
Regiſter durch die Geiſtlichen Hätten ſich früher Kla⸗ 
gen erhoben. Bis die erforderliche Erfahrüng ge⸗ 
macht ſei, bitte er das Haus, bei dem Bei 
Kommiſſion ſtehen zu bleiben. 
Abg. Weſtermader: Daß in Baiern das 
Geſetz nicht die verderblichen Folgen gehabt hat, die 
wir anfangs befürchteten, iſt nur eine Folge des 
geſunden religiöſen Sinnes der Bevölkerung. Das 
Geſeßz iſt vielmehr ſehr geeignet, die Begriffe des 
Volkes zu verwirren. Statt der katholiſchen Kirche, 
die man ſchädigen wollte, hat man mit dem Geſetze 
die proteſtantiſche viel mehr geſchädigt. Der 
trag von Cranach verdient den Vorzug vor dem 
Antrage der Kommiſſion. Wir werden für den erſte⸗ 
ren ſtimmen. 
Ein Vertagungsantrag wird angenommen. 
Der Präſident proponirt als Tagesord⸗ 


Die Militärverwaltung, ſeit mehr als ſieben Jahr- nung der nächſten Sitzung: zweite Berathung des 


zehnten im legitimen Beſitzſtande, kann wohl erwar⸗ 
ten, daß die Stadt wegen der von ihr erſtrebten 
bezw. deren Ermöglichung mit pofi- 
tiven Vorſchlägen herwortritt, ſtatt dieſe von ihr zu 


Veränderun 


verlangen. 


Zolltarifs und zwar der Poſitionen: Abfälle, Bür⸗ 
ſtenbinder⸗ und Siebmacherwaaren, Eiſen und Etſen⸗ 
waaren, Erden und Erze, Flachs sc. und Ge⸗ 
treide. N 

Abg. Rickert 


beantragt, die Spezialbera⸗ 


Die beklagten Uebelſtände in der Verwal⸗ 


luſſe der 


> 


Au- 


thung der Poſition „Eiſen“ wegen der Wichtigkeit] geſtellte Entwurf dieſes Regulatios liegt geenwär⸗ 
derſelben, und zumal Anträge eingebracht würden, tig dem königlichen Staatsminiſterium zur Bchluß⸗ 
die noch nicht gedruckt ſeien, noch auszuſetzen und nahme vor. 
dafür mehrere minder wichtige Poſitionen zu erledi⸗ Ausland. 

Paris, 12. Mai. Ein ganz unbedetender 


gen; Redner führt 12 derartige Poſitionen an. 
Vorfall, der ſich geſtern Abend in Belleville vr der 


Abg. v. Kleiſt⸗Retzow glaubt, daß es 
beſſer jei, wenn erſt die heute abgebrochene Debatte in der Hauptſtraße dieſer Vorſtadt gelegenen Aſerne 
ereignete, war durch das Gerücht noch im Lafe des 


fortgeſetzt werde, welcher Anſicht ſich der Abg. 
Richter (Hagen) anſchließt. Abends zu einer „Emeute“ aufgebläht worde Ein 

Nachdem der Abg. v. Kardorff ſich gegen | Gemeiner von der Marine-Artillerie war dort gegen 
dieſen Antrag ausgeſprochen, zieht Abg. v. Kleift-|g Uhr in einem nicht ganz reglementmäßigen Auf⸗ 
R eb o w denſelben „auf Wunſch feiner Freunde“ zuge vorübergegangen; namentlich trug er ein Fou⸗ 
zurück. . 5 lard um den Hals. Der Sergeant Cheze, de den 

Abg. Richter (Hagen) nimmt ihn aber un- Poſten der Kaſerne befehligte, rief den Soldatn an 
ter großer Heiterkeit des Hauſes wieder auf. , und verwies ihm feine Tracht; der Mann ſchin ſich 

Das Haus lehnt ihn aber mit großer Maio- das gefallen zu laſſen und nahm das Joulard auch 
rität ab; gegen denſelben ſtimmen die Ultramonta-[abz kaum hatte er ſich aber einige Schritte enternt, 
nen und die Konſervativen. 2 55 ſo rief er dem Sergeanten verächtlich zu Pure 

Desgleichen wird der Antrag Ricert's abge- chien! Der Sergeant faßte ihn, führte iht in 
lehnt und die vom Präſidenten proponirte Tages- die Kaſerne und ſagte ihm: Wenn ich wllte, 
könnte ich Sie in Arreſt ſchicken; es mag aber bei 


ordnung genehmigt. 
der Lektion ſein Bewenden haben. Wiederum zing 


Schluß 4½ Uhr. 

Nächſte Sitzung: Donnerſtag 11 Uhr. : 

Tagesordnung: Zweite Berathung des Zoll⸗ 
karifs: Eiſen. 


3 und aus deren Mitte ſich die Rufe vernehmen 
— Deutſchland. fließen: Fort mit dem Sergeanten! 

Verlin, 14. Mai. Der heute publizirte Ber- | mit dem Sergeanten! (Der Kanal Saint Matin 
faſſungsentwurf für Elſaß kommt den Wünſchen der befindet ſich nämlich ganz in der Nähe.) Da iweß 
elſaſſiſchen Autonomiſten und dem mit großer Mehr- der Sergeant muthig hervortrat, ſchwieg der Pibel 
heit gefaßten Beſchluſſe des Reichstages in ſehr ſogleich und zerſtreute ſich allmählich, während der 
weitgehender Art entgegen. Die Bedingungen, un⸗ Marineſoldat in den Poſten der Kaſerne abgeführt 
ter welchen ſich ein ſelbſtſtändiges Staatsweſen ent⸗ wurde. Zwei Individuen allein, die noch Umſtärde 
wickeln kann, werden mit freigebiger Hand gewährt.] machten und zu lärmen fortfuhren, wurden bem 
Den Schlüſſelpunkt der vorgeſchlagenen Neuordnung Kragen genommen und auf den nächſten Polizi⸗ 
der Verwaltung des Reichslandes bildet die Stel⸗ poſten in der Avenue Parmentier gebracht. Dis 
lung des Statthalters; hier iſt, ſoweit wir über- | „Pays“ und andere Organe der Reaktion ſehen in 
ſehen können, mit glücklichem Griff der Opportuni- | diejem Hergang bereits ein ſicheres Zeichen, daß die 
tät ein großer Spielraum gelaſſen; nicht nur die] Kommune vor der Thür ſteht. 

Frage der Zuſtändigkeiten des Statthalters, ſondern—ñ⸗„ñ“V 
ſelbſt die des Fortbeſtandes der Einrichtungen iſt für 
die Entſchließungen des Kaiſers reſervirt. Die 
Verfaſſung iſt zunächſt für ſchönes Wetter beſtimmt, 
bei Sturm würde man ſich die Sache von Neuem 
überlegen können; denn mit der vorbehaltenen Ein- 
ziehung der Stellung des Statthalters fällt die 
ganze darauf gebaute Verfaſſung zuſammen. Ein 
reichsländiſches verantwortliches Miniſterium ſteht 
dem Statthalter zur Seite; die Einrichtung eines 
taatsrathes halten wir für eine weiſe Maßregel, 


Provinzielles. 

Stettin, 15. Mai. Im landwirthſchaſtlichen 
Miniſterium trat, wie wir der „Nordd. Allg. Ztg.“ 
entnehmen, am letzten Montag das Plenum der 
techniſchen Deputation für das Veterinärweſen zu⸗ 
ſammen, um die Entwürfe der Ausführungs-In⸗ 
ſtruktionen zu dem Viehſeuchengeſetz, welches wahr⸗ 


dem Reichstage vorgelegt werden ſoll, zu begutachten. 


wir nur dem deutſchen Reiche in ähnlicher] Direktor Marcard den Vorſitz führt, iſt aus Medi⸗ 
Weiſe zu deſſen großem Heile wünſchen könnten. zinern, Thierärzten und Landwirthen aus faſt allen 
Der „Kaiserliche Rath“, von welchem der Geſetz⸗ 


Provinzen der preußiſchen Monarchie zuſammenge⸗ 
ſetzt. Die Entwürfe der Ausführungsinſtruktionen, 
welche urſprünglich von der engeren techniſchen De⸗ 
putation, deren Mitglieder in Berlin ihren Wohnſitz 
haben, ausgearbeitet, demnächſt im Reichskanzleram 
geprüft und nunmehr der durch die auswärtig 
Mitglieder verſtärkten Deputation zur Berathung 


entwurf ſpricht, iſt eine bereits beſtehende Behörde 
zur llebung von Verwaltungsgerichtsbarkeit. Die 
von der Zuſammenſezung des Landesausſchuſſes 
ſprechenden Beſtimmungen weiſen darauf hin, daß 
dem Gedanken der Abtrennung Lothringens zunächſt 
keine Folge gegeben wird, eine Eventualität, die je- 
doch immer noch im Hintergrund bleibt. Der Lan⸗ 
sausſchuß wird in der Weiſe verſtärkt, daß zu 
den 34 Abgeordneten, welche die Bezirkstage wäh⸗ 
len, noch 24 andere von den Gemeinderäthen der 
vier größeren Städte und den Landgemeinden er⸗ 
wählte Mitglieder hinzutreten. Von direkter Wahl 
iſt demnach Abſtand genommen. Dagegen erhält 
dieſer verſtärkte Landesausſchuß das Recht der Ini⸗ 
tiative im Vorſchlag von Geſetzen und Ueberweiſen 
von Petitionen. Auch im Bundesrath wird das 
Reichsland durch einen vom Landesausſchuß vorge⸗ 
ſchlagenen, dom Kaiſer beſtätigten Delegirten mit 
berathender * vertreten fein. Das „republi- 
kaniſche Element“, welches, wenn wir uns recht ent⸗ 
finnen, der Abg. Windthorſt in einer ſolchen Ein⸗ 
richtung entdeckte, hat demnach keinen Schrecken zu 
verbreiten gewußt. Von dem Reichstag iſt im Ent⸗ 
i wurſe nicht die Rede; doch iſt kein Zweifel, daß 
1 ihm das Recht gewahrt wird, in den Fällen als 
geſetzgebender Faktor einzutreten, wo gegenüber dem 
Widerſpruch des Landesausſchuſſes das Reichs-In⸗ 
tereſſe dies verlangt. Wo aber bleibt der Reichs⸗ 
kanzler? Will er aus dem Verwaltungsſyſtem des 
Reichs landes vollſtändig ausſcheiden? Das iſt we⸗ 
der glaublich noch möglich — er hält trotz des 
Still weigens über ihn irgendwo die letzten Fäden, 
an denen die Dinge auch in Zukunft im Reichs- 
land gelenkt werden. Da, wo der Kaiſer ſteht, 
kann man nicht anders, als den Reichskanzler als 
deſſen verantwortlichen Rathgeber ſich daneben den⸗ 
ken; wenn der Reichskanzler in ſeiner letzten Rede 
über, Elſaß⸗Lothringen in die beſcheidene Stellung 
eines Kabinetsrathes des Kaiſers zurücktreten zu 
wollen erklärte, jo möchte der Reichstag Veranlaſ⸗ 
ſung zur Ueberlegung finden, ob nicht die thatſäch⸗ 
liche Stellung des oberſten Rathgebers der Krone 
auch in dem Geſetz Ausdruck finden ſoll. Der Ge⸗ 
ſetzentwurf iſt von Vertrauen und Wohlwollen ge- 
gen die Reichslande eingegeben; wir halten uns un- 
ſer abſchließendes Urtheil vor, bis wir ſehen, 
wie weit die Bevölkerung des Reichslandes der 
Bethätigung der Geſinnungen auch ihrerſeits ent- 
* 
ai — Von kommender Woche an wird der Reichs⸗ 
tag nur drei Plenarfipungen wöchentlich halten. 
Die Tarifkommiſſion wird vorausſichtlich volle vier 
Wochen zu ihren Arbeiten brauchen. 
— Nach 8 15 des Geſetzes betreffend die Be- Vermiſchtes. 
ſähigung für den höheren Verwaltungsdienſt vom Berlin. Ueber die Ergebniſſe der Recherchen 
11. März d. J. fol das Staatsminiſterium die in der Kindesmord⸗Affaire und die Verhaftung des 
zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen An- Arbeiters Kuhnke unter dem Verdachte, die ſchänd⸗ 
ordnungen, namentlich die näheren Beſtimmungen liche That an dem Mädchen verübt zu haben, gehen 
über die hinſichtlich des Untverſſtätsſtudtums zu ftel- uns folgende nähere Mitthellungen zu. Der neben 
lenden Anforderungen, über die Vertheilung der Be- der Kindesleiche gefundene Sack, deſſen innere Seite 
ſchäftigungszeit bei den Verwaltungsbehörden, über mit Blut, allem Anſcheine nach in Folge des Ab⸗ 
die Zuſammenſetzung der Kommiſſion für die zweite waſchens blutiger Hände, befleckt war, veranlaßte 
Prüfung und über die wiederholte Zulaſſung zu die Kriminalpolizei zu Recherchen nach dem Eigen⸗ 
derſelben in einem Regulativ feſtſetzen. Der von thümer des Sades. Ferner ließ die von dem Ver- 
den Miniſtern des Innern und der Finanzen auf- brecher bekundete Lokalkenutniß bei der Wahl des 


den ſollen. 


der Pferde und Rinder und die Räude. 
Ende geführt werden. f 


Bollwerk ein Kind, welches von den in der 


der gerettet. 


pfer „Albion“, Kapt. Soulsby, mit Paſſagleren und 
Gütern für Newpork abgegangen. 


lehnen. 


achten. 
Greifswald, 13. Mai. 


walds, erhalten ſoll. 


zeit Geldſpenden gewährt werden ſollen. 
daß der Gedanke an eine ſolche Stiftung wegen 
ſeiner nahen Beziehung zu dem Jubelfeſte des kaiſer⸗ 
lichen Paares hier Anklang und rege Betheiligung 


vorausſichtlich dem Magiſtrat übergeben werden, wel. 
chem das Komitee die Stiftungsurkunde am 11. 
Juni einhändigen würde. 


Thatortes — einer ganz finſteren Ausbuchtung des 
dunklen Vorkellers, welche behufs Erreichung des 
Kellerverſchlages von den Hausbewohnern gar nicht 
betreten zu werden braucht — vermuthen, daß ein 
Hausbewohner die That verübt und ſich des Sackes 
zur Reinigung der Hände bedient habe. 
demzufolge Nachfrage bei den Hausbewohnern über 
den Eigenthümer des Sackes gehalten, welchen 


der Soldat feiner Wege, beſchwerte ſich aber inter der Stube gelegt hätte, damit beim Holzhauen das 
drohenden Geberden gegen die Kaſerne bei den Jor⸗ 


übergehenden, die auch bald einen Auflauf bildten 


In den Katal 


ſcheinlich noch während der gegenwärtigen. Seſſion 


Die Deputation, bei welcher der Herr Miniſterial⸗ 


vorgelegt worden ſind, enthalten für die Behörden 
der einzelnen deutſchen Bundesſtaaten das Richtver⸗ 
fahren, nach welchem die im Reichs- Seuchengeſeze 
für die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen 
gegebenen Vorſchriften zur Anwendung gebracht wer⸗ 
Die Inſtruktionen betreffen den Milz- 
brand, die Tollwuth, den Rotz, die Maul⸗ und Klauen⸗ 
ſeuche, die Lungenſeuche, die Pockenſeuche der Schafe, 
die Beſchälſeuche der Pferde, den Bläschenausſchlag 
Die Be⸗ 
rathungen werden wahrſcheinlich am Donnerſtag zu 


ſich während der Vernehmung in einem ſehr aufgeregten 


ſtraft worden, noch iſt von ihm bekannt, daß er un⸗ 


— Geſtern Mittag ſtürzte am Dasspflälie- 

he 
ſtehenden Eltern ohne die nöthige Aufſicht gelaſſen 
war, in die Oder, wurde jedoch von Schiffern wie- 


— Stettin Newyork, National-Dampfſchiffs⸗ 
Kompagnie, Linie C. Meſſing. Heute iſt der Dam⸗ 


Stargard, 13. Mai. Der hieſige Magiſtrat 
beſchloß in feiner geſtrigen Sitzung, die Einladung 
des Berliner Magiſtrats für den Städtetag abzu⸗ 
Danach ſcheint auch der hleſige Magiſtrat 
die in Ausſicht genommene Demonſtration gegen 
die Zolltarifvorlagen für nicht motivirt zu er. 


Zu Ehren der gol. 
deuen Hochzeit Ihrer Majeſtäten des Kaiſers und 
der Kaiſerin wird man hier in den nächſten Tagen 
mit einem Borſchlage au die Oeffentlichkeit treten, 
welcher den ſeltenen Tag in dauernder Erinnerung, 
auch im Beſonderen der Elnwohnerſchaft Greifs⸗ 
Es wird eine Anzahl von 
Perſonen das hieſige Publikum auffordern, zu einer 
Stiftung zu ſteuern, aus deren Zinſen hülfsbedürf⸗ 
tigen Ehepaaren bei der Feier ihrer goldenen Hoch⸗ 
Man hofft, 


finden wird. — Die Verwaltung der Stiftung wird 


Scheuermann entgegen und forderte unter Hinweis 
auf die Abweſenheit des Herrn v. Preſſentin das 

lärmende Korps zum Verlaſſen des Gutes auf. 

Nichtsdeſtoweniger beging Glantz die gewaltthätigſten 

Exceſſe, drang in das Haus ein, ſetzte dem Wider⸗ 

ſtand leiſtenden Inſpektor nochmals die geladene 
Flinte auf die Bruſt und ließ ſogar Frau v. Preſ⸗ 

ſentin aus dem Herrenhaus hinausdrängen. Der 

Inſpektor ritt nun in der größten Eile nach Neu⸗ 

Strelitz und holte den Rittmeiſter von Preſſentin 

herbei. Dieſem gelang es unter dem Beiſtand ſei⸗ 
ner Adamsdorfer Leute, die Eindringlinge nach hart 
näckigem Widerſtande zu vertreiben, wobei Glantz 
und ſeinen Begleitern die Gewehre entriſſen und 
zerſchlagen wurden. In der Gerichteverhandlung, 
die das Nachſpiel zu dem Glantz'ſchen Ueberfall bil⸗ 
dete, meinte der Staatsanwalt, daß gegen Glantz 
und Komplicen der Paragraph des Strafgeſetzbuches, 
der den Landfriedensbruch ahndet, nicht in Anwen⸗ 
dung kommen könne, da ein ſolcher, eine öffentliche 
Zuſammenrottung und Gewaltthätigkeiten gegen Ber- 
ſonen oder Sachen mit vereinten Kräften nicht ſtatt⸗ 
gefunden habe. Er beantragte gegen Glantz und 
vier der hauptſächlich Belaſteten wegen qualifizirten 
Hausfriedensbruches eine zehnmonatliche, bezlehungs⸗ 
weiſe vier- und dreimonatliche Gefängnißſtrafe, ge⸗ 
gen alle Uebrigen wegen einfachen Hausfriedensbru⸗ 
ches eine ſechswöchentliche. Das Urtheil des Ge- | 
richtshofes lautete für Glantz auf 8, für Reek, N 
nächſt Glantz am meiſten kompromittirt, auf 7 Mo- 
nate Gefängniß, für die perſönlich erſchienenen und 
für weitere zwölf Angeklagte aber auf drei Monat 
Gefängniß und für die Uebrigen auf Freiſpre⸗ 
chung. 

— Unwetter.) In den deutſchen Ländern 
Oeſterreichs hat am Sonnabend ein arges Unwetter 
gehauſt. Die Berichte darüber lauten jehr traurig. 
In der nächſten Umgebung von Wien ſind die Berge 
und Hügelketten bis zum Fuß berab mit Schnee 
bedeckt. Reiſende, die aus den Gebirgen kommen, 
melden von allen Seiten maſſenhaften Schneefall. 
Es werden in dieſer Beziehung traurige Berichte 
über Verwüſtungen durch das Wetter zu erwarten 
ſein. In der nachſten Umgebung von Wien haben 
die Obſtbäume großen Schaden erlitten. Die mit 
Schnee überlaſteten und vom Sturm gepeitſchten 
Bäume erleiden Aſtbruche. Ebenſo hat allenthalben 
der Wiloftand großen Schaden genommen. — In 
Wien iſt in Folge des Unwetters eine Störung des 
Verlehrs eingetreten, und ſind zahlreiche Zufuhren 
für den Lebensmittelmarkt ausgeblieben. 


Es wurde 


ſchließlich Einer als das Eigenthum der Kuhnke'ſchen 
Eheleute, die in demſelben Hauſe im Hofe 2 Treppen 
wohnen, erkannte. Die Kuhnke'ſchen Eheleute be- 
fanden ſich geſtern Vormittag auf Arbeit außer dem 
Hauſe, und ihre Wohnung war verſchloſſen, ſo daß 
bei ihnen keine direkte Nachfrage gehalten werden 
konnte. Als aber ein Stiefbruder des Kuhnke, der 
nicht fern vom Thatort wohnt, ebenfalls den Sack 
als das Eigenthum der Keſchen Eheleute erkannte, 
wurde von dem Kriminalbeamten die Frau Kuhnke 
aufgeſucht und ebenfalls gefragt, ob der Sack ihr 
gehörte. Frau Kuhnke bejahte dies mit dem Be⸗ 
merken, daß ſie den Sack zum Kohlentragen ſtets 
benutzt und am Sonntag unter ihren Hauklotz in 


dadurch verurſachte Geräuſch gedämpft würde. Als 
ihr aber die Blutflecke auf der inneren Seite des 
Sackes gezeigt wurden, wurde fie ſtutzig und ver- 
chte, das Eigenthum an dem Sack in Abrede zu 
ſtellen. Schließlich aber räumte ſie, in die Enge 
getrieben, ein, daß der Sack ihr gehöre, und daß 
ſie ihn vor Kurzem bei einem nicht fern wohnenden 
Händler gekauft hätte. Kuhnke, welcher als Arbeiter 
im Provlantmagazin beſchäftigt iſt, wurde hierauf 
von Kriminalbeamten von der Arbeitsſtelle geholt 
und zur Haft gebracht. Bei ſeiner erſten Ver- 
nehmung erklärte er, daß er den Montag „blau 
gemacht“, den ganzen Tag über von Hauſe entfernt 
geweſen und Abends 8 Uhr zuſammen mit feiner 
Frau nach Hauſe gekommen ſei. Dieſe Ausſage 
erwies ſich jedoch als falſch. Die Kuhnke'ſchen 
Eheleute haben ein kleines Kind, das ſich jedoch 
außer dem Hauſe — in Rüdersdorf — in Pflege 
befindet. Da die Kfchen Eheleute regelmäßig 
taglich den Schlüſſel zu ihrer Wohnung in dem 
benachbarten Schankkeller von Prüll abgeben, 
damit K. ſowohl, wie ſeine Frau zu jeder Zeit 
ungehindert in die Wohnung zurückkehren kön⸗ 
nen, ſo wurde Prüll gefragt, ob auch am 
Montag der Schluſſel ihm übergeben worden. 
Dieſer ſagte aus, daß Kuhnke am Montag Mittag 
den Schlüſſel von ihm geholt und eine halbe Stunde 
ſpäter den Schlüſſel wieder zurückgebracht habe. Am 
Abend gegen 7 Uhr habe die anſcheinend allein- 
kommende Frau Kuhnke den Schlüſſel geholt. Die 
ſodann von Neuem vernommene Frau Kuhnke 
räumte ein, daß ihr Mann am Montag Abend 
etwa eine Viertelſtunde nach ihr etwas angetrunken 
nach Haufe gekommen ſei. — Kuhnke wurde ſodann 
kleidet, und es befanden ſich am Hemd ſtarke 
Blutfpuren. Auf die Frage, woher die Flecke rühr⸗ 
ten, machte er Angaben, welche mit der Ausſage der 


0 8 7 
Frau im Widerſpruch ſtanden. Die Frau befand 


Literariſches. 

Weyprecht, Metamorphoſen des Polareiſes. 
Wien bei Perles. Das Buch behandelt die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Probleme über die ſteten Umwandelungen 
des Polareiſes in jo leichter und anſprechender 
Form, daß fie jedem Gebildeten ver \ 
und er in das überaus intereſſante Leben und Um 
geſtalten dieſer Eiſeswelt in höchſt leichter und in⸗ 
tereſſanter Weiſe eingeführt wird. Wir können das 
Buch allen, welche ſich für dieſen Gegenſtand in⸗ 
tereſſiren, warm empfehlen. [71]. 


Zuftande. Was den Mann betrifft, fo iſt er weder 
weder bisher wegen einer unſittlichen Handlung be⸗ 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Dresden, 14. Mal. Ein Wiener Korrefpon- 
dent des „Dresdner Journals“ kommentirt die jetzt 
ihrem Wortlaute nach vorliegende öſterreichiſch-⸗tür⸗ 
liſche Konvention dahin, daß Oeſterreich durch die- 
ſelbe ſeinem in dem Berliner Vertrage ihm zuge⸗ 
ſprochenen Rechte nichts vergeben habe. Betrachte 
cher Bonbons kaufte und mit Kuhnke nach Ausſage] man die Konvention als Ganzes, ſo zeige ſie, daß 
des Bonbonhändlers nicht identiſch if, die That] die Öfterreichijche Regierung keineswegs die Annexion 
verübt habe. Das Kind ſelbſt war noch um 7 Uhr B 


Bosniens und der Herzegowina, ſondern blos die 
Abends von einer Frau im Hauſe geſehen worden. Herſtellung einer guten Verwaltung, geordneter Zu- 


— Die Todesurſache des Kindes iſt noch nicht feſt, stände und jene Verhältniſſe daſelbſt anſtrebt, welche 
geftellt. Ob es durch den geſchlechtlichen Mißbrauch Oeſterteich-Ungarn eine Gewähr dafür bieten, daß 
oder durch Erwürgung nach der verbrecheriſchen That ſein Beſiß von dorther in keiner Weise beunruhigt, 
getödtet worden, wird ſich erſt durch die Obdultlon bedroht oder geſchädigt werde. 

feſtſtellen laſſen, da die Strangulationsmarke am Darmſtadt, 14. Mal. Die „Darmſtädter 
Halſe moͤglicherweiſe davon herrühren kann, daß der Jeitung“ erfährt von unterrichteter Seite, daß die 
Verbrecher während der That durch Zuſammen⸗ Mitthellung, Graf Andraſſy habe zuerſt in mehr 
drücken des Halſes das Kind am Schreien hindern als offiziöfer Weiſe mit dem Prinzen von Batten- 
wollte. berg über deſſen Kandidatur für den bulgariſchen 
n Büßb ow fand am 9. Mal vor dem] Thron geſprochen, der Berichtigung bedürfe. Der 
Kriminalgericht die öffentliche Schlußverhauplung in Prinz habe nicht die Ehre, den Grafen Andraſſy 
der Anklage gegen den Gutsbeſiher Glanz und Ge⸗ zu kennen und ſei niemals in ofſtzloſe Beziehung zu 
noſſen wegen Landfriedensbruchs ſtatt. Im vorigen] demſelben getreten. 

Sommer verkaufte der Angeklagte fein Gut Adams⸗ Paris, 14. Mal. Wie der „Agence Havas“ 
dorf an den Rittmeiſter Preſſentin in der Weiſe, | aus Konſtantinopel gemeldet wird, verlautet daſelbſt, 
daß er deſſen in Holftein gelegenes Gut Schmacht- daß Ruſtem Paſcha als Minifter der auswärtigen 
hagen in Zahlung annahm; eine irgend bedeutende] Angelegenheiten in Ausſicht genommen jei. 
Baarzahlung erfolgte nicht. Am 4. Juli zog von London, 14. Mat. Die Katſerin Augusta 
Preſſentin in Adamsdorf zu und übernahm ſofort iſt in Begleitung des Prinzen von Wales und des 
die Wirthſchaft, obſchon die Tradition erſt am 8. Herzogs von Edinburg in Windſor eingetroffen und 
Juli ſtattfinden ſollte. Dieſe unterblieb jedoch, weil[von der Königin Victoria auf dem Bahnhofe em- 
in dem Gutsbeſizer Glantz die Befürchtung aufge- pfangen worden. 

ſtiegen war, v. Preſſentin habe es auf ein Aus⸗ Konstantinopel, 14. Mal. Die Abreiſe Aleko 
ſchlachton des Gutes abgeſehen und er in Folge] Paſchas nach Philippopel erfolgt, ſobald der Sultan 
deſſen für fein noch unberichtigtes Guthaben fürch⸗ die ihm zur Entſcheld ung unterbreitete Vorlage über 
tete. Den bei der Juſtizkanzlei zu Güſtrow nach- die miniſtertelle VBerantwortlichkeit genehmigt haben 
geſuchten Schutz konnte Glantz, da er die geforderte] wird. 

hohe Kaution nicht zu erlegen vermochte, nicht er⸗ Das vom engliſchen Botſchafter Layard in Be⸗ 
halten. So entſtand in ihm der Gedanke, ſich mit] treff des Baues einer Elſenbahn nach Bagdad vor⸗ 
Gewalt wieder in den Beſitz feines Gutes zu ſetzen. gelegte Projekt iſt von der Pforte nicht genehmigt 
Am 5. Auguſt hatte Glantz etwa 24 Perſonen, worden. 

theils Jäger, theils Wildtreiber, bei Adams dorf um Der Großvezir richtete an den Bali von Koſ⸗ 
ſich verſammelt, ſämmtlich in Neu-Strelig oder Um- ſova Weiſungen, um die dortige über die Konven⸗ 
gegend anſaſſig. Es geſchah dies unter dem Vor- tion mit Oeſterreich aufgeregte Bevölkerung zu be⸗ 
wand, eine Treibjagd abzuhalten, doch war den mei⸗ ſchwichtigen. 

ſten Theilnehmern das Vorhaben Glantz's bekannt. Washington, 14. Mal. Nach einer vom 
Glantz forderte die Geſellſchaft auf, nach dem Hofe) Schatzamte erlaſſenen Bekanntmachung find von den 
zu ziehen, den ». [Preſſentinſ hinauszuwerfen und fundirten Certiſikaten bereits für 13 Millionen 
ihn wieder in den Beſitz des Gutes zu ſetzen. Bei Dollars verkauft und hat die Nachfrage nach dieſen 
Ankunft des Zuges, von dem zwölf Perſonen mit Obligationen fo jeyr zugenommen, daß es der Staats- 
größtentheils geladenen Flinten, die übrigen mit druckerei nicht möglich iſt, eine den Anforderungen 
Knütteln bewaffnet waren, trat dieſem der Inſpektor entſprechende Menge ſchnell genug herzuſtellen. 


natürliche Gelüſte habe. Er iſt bisher zweimal be⸗ 
ſtraft worden, einmal wegen Diebſtahls und einmal 
wegen Widerſtandes gegen die Staatsgewalt. — 
Die Verdachtsgründe gegen Kuhnke find ſehr gra- 
virend, aber ſie ſchließen doch die Möglichkeit nicht 
aus, daß der gegen 7 Uhr Abends im Hofe des 
Grundſtücks Memelerſtraße 62 bemerkte Mann, mwel- 


